
A. Kurzzusammenfassung: Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Reserve 

Reservestärkungsgesetz – ResStG 

I. Ziel und Anlass des Gesetzentwurfs 

Der Entwurf reagiert auf die im Dokument beschriebene Bedrohungslage infolge des 

russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine sowie auf die Bündniserwartungen an 

Deutschland als Mitglied der Europäischen Union und der NATO. Für die Landes- und 

Bündnisverteidigung und die nationale Verteidigungsplanung soll ein erheblicher Fähigkeits-, 

Kräfte- und Personalaufwuchs der Streitkräfte ermöglicht werden. 

Die Reserve wird als integraler Bestandteil der Streitkräfte und der gesamtstaatlichen 

Verteidigungsplanung eingeordnet. Als initialer Verteidigungsumfang nennt der Entwurf 

460.000 einsatzfähige Soldatinnen und Soldaten, darunter mindestens 200.000 

Reservistinnen und Reservisten. Die schnelle und verlässliche Verfügbarkeit der Reserve 

soll insbesondere der Aufwuchs- und Durchhaltefähigkeit der Streitkräfte dienen. 

Der rechtliche Rahmen soll deshalb eine gesicherte und in begrenztem Umfang auch 

verpflichtende Heranziehung von Reservistinnen und Reservisten außerhalb des 

Spannungs- oder Verteidigungsfalls ermöglichen. Zugleich sollen die Attraktivität des 

Reservistendienstes und seine Akzeptanz bei Arbeitgebern erhöht sowie bürokratische 

Belastungen reduziert werden.  

II. Wesentliche Inhalte 

1. Neuordnung des Reservistenrechts 

Das bisherige Reservistengesetz wird vollständig neu gefasst. Die bislang im Vierten 

Abschnitt des Soldatengesetzes geregelten Dienstleistungsarten werden in das neue 

Reservistengesetz überführt und neu geordnet. 

Künftig unterscheidet das Gesetz im Wesentlichen zwischen: 

• Reservedienstleistungen und  

• unbefristetem Wehrdienst im Spannungs- oder Verteidigungsfall.  

Die bisher unterschiedlichen Verwendungs- und Dienstleistungsarten werden in der 

einheitlichen Kategorie der Reservedienstleistung zusammengeführt. 

Reservedienstleistungen sind Verwendungen im Geschäftsbereich des Bundesministeriums 

der Verteidigung, die der Erfüllung des Verfassungsauftrags der Streitkräfte dienen. 

Neben früheren Soldatinnen und Soldaten mit fortbestehendem Dienstgrad erfasst der 

Begriff der Reservistin beziehungsweise des Reservisten auch Personen, die aufgrund einer 

vom Bund angenommenen Verpflichtung zu einer Wehrdienstleistung herangezogen werden 

können. Das Gesetz regelt außerdem das Führen des Dienstgrades und das Tragen der 

Uniform außerhalb eines Wehrdienstverhältnisses.  

2. Verpflichtende und freiwillige Reservedienstleistungen 

Die Heranziehung zu Reservedienstleistungen soll künftig in gesetzlich begrenztem Umfang 

auch verpflichtend möglich sein. Nach der im Entwurf beschriebenen bisherigen Rechtslage 

war außerhalb des Spannungs- oder Verteidigungsfalls nur eine verpflichtende 

Heranziehung zu Übungen vorgesehen. 



Verpflichtend herangezogen werden können grundsätzlich nur Reservistinnen und 

Reservisten, denen ein höherer Dienstgrad als der niedrigste Mannschaftsdienstgrad nicht 

nur vorläufig oder für eine bestimmte Verwendung verliehen worden ist. Wer weniger als 

sechs Monate Freiwilligen Wehrdienst als besonderes staatsbürgerliches Engagement 

geleistet hat, wird nicht verpflichtend herangezogen. 

Eine freiwillige Verpflichtung kann schriftlich oder elektronisch erklärt werden. Für bestimmte 

Auslandsverwendungen ist eine gesonderte Verpflichtungserklärung erforderlich. Sie kann 

grundsätzlich bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist gegen den Heranziehungsbescheid 

beziehungsweise bis zum Eintritt einer im Bescheid vorgesehenen Bedingung widerrufen 

werden. Danach ist eine Befreiung vor Dienstbeginn noch möglich, wenn die Heranziehung 

wegen persönlicher, häuslicher, wirtschaftlicher oder beruflicher Gründe eine besondere 

Härte bedeuten würde. 

Hilfeleistungen im Innern dürfen grundsätzlich nur aufgrund freiwilliger Verpflichtung erfolgen. 

Gleiches gilt grundsätzlich für Reservedienstleistungen im Ausland. Reservistinnen und 

Reservisten mit einer vorherigen ununterbrochenen Wehrdienstzeit von mehr als einem Jahr 

können jedoch auch verpflichtend zu Dienstleistungen im Gebiet eines Mitgliedstaats der 

Europäischen Union oder der NATO sowie an Bord von Schiffen, Booten und Luftfahrzeugen 

herangezogen werden. 

Für Einsätze bewaffneter Streitkräfte im Ausland im Sinne des 

Parlamentsbeteiligungsgesetzes bleibt es grundsätzlich bei der Freiwilligkeit. Ausgenommen 

sind unbefristete Reservedienstleistungen, die die Bundesregierung nach Maßgabe des 

Artikels 80a des Grundgesetzes angeordnet hat.  

3. Altersgrenzen und zeitlicher Umfang 

Die Altersgrenzen werden nach Art und Grundlage der Heranziehung unterschieden: 

• Bei einer vorherigen ununterbrochenen Wehrdienstzeit von weniger als einem Jahr 

oder einem Freiwilligen Wehrdienst als besonderem staatsbürgerlichem Engagement 

ist eine verpflichtende Reservedienstleistung bis zum Ablauf des Monats möglich, in 

dem das 45. Lebensjahr vollendet wird.  

• Bei mindestens einjährigem ununterbrochenem Dienst als Berufssoldatin oder 

Berufssoldat beziehungsweise als Soldatin oder Soldat auf Zeit ist eine verpflichtende 

Reservedienstleistung bis zum Ablauf des Monats möglich, in dem das 65. 

Lebensjahr vollendet wird.  

• Für den unbefristeten Wehrdienst im Spannungs- oder Verteidigungsfall gilt bei 

verpflichtender Heranziehung eine Altersgrenze von 60 Jahren.  

• Freiwillige Dienstleistungen sind grundsätzlich bis 65 Jahre möglich. Bei dringenden 

dienstlichen Gründen und mit Zustimmung der betroffenen Person kann im Einzelfall 

eine Heranziehung bis 68 Jahre erfolgen.  

Die Höchstdauer verpflichtender Reservedienstleistungen richtet sich nach der Dauer des 

vorherigen ununterbrochenen Wehrdienstverhältnisses: 

• weniger als ein Jahr: insgesamt höchstens sechs Monate und höchstens drei 

Wochen pro Jahr;  



• weniger als vier Jahre: insgesamt höchstens sechs Monate und höchstens vier 

Wochen pro Jahr;  

• weniger als 13 Jahre: insgesamt höchstens neun Monate und höchstens sechs 

Wochen pro Jahr;  

• mindestens 13 Jahre: insgesamt höchstens zwölf Monate und höchstens zwölf 

Wochen pro Jahr.  

Freiwillige Reservedienstleistungen dürfen insgesamt zehn Monate im Kalenderjahr nicht 

überschreiten. Unbefristete Reservedienstleistungen können von der Bundesregierung nach 

Maßgabe des Artikels 80a des Grundgesetzes angeordnet werden. Sie werden grundsätzlich 

nicht auf die Gesamtdauer verpflichtender Reservedienstleistungen angerechnet.  

4. Dienstleistungsausnahmen und Unabkömmlichkeit 

Das neue Reservistengesetz regelt Dienstunfähigkeit, Ausschluss, Befreiung, Zurückstellung 

und Unabkömmlichstellung. 

Von Dienstleistungen befreit sind insbesondere bestimmte Geistliche, schwerbehinderte 

Menschen und Personen, die aufgrund völkerrechtlicher Vereinbarungen während einer 

Tätigkeit bei einer internationalen Behörde eine entsprechende Befreiung genießen. 

Zurückstellungen sind unter anderem vorgesehen bei vorübergehender Dienstunfähigkeit, 

bestimmten freiheitsentziehenden Maßnahmen, der Vorbereitung auf ein geistliches Amt, 

einer Kandidatur für ein Parlament sowie bei besonderer persönlicher, häuslicher, 

wirtschaftlicher oder beruflicher Härte. Eine Zurückstellung kann außerdem beantragt 

werden, wenn eine Person für einen Betrieb, eine Dienstbehörde oder für Einsatzaufgaben 

im Zivil- oder Katastrophenschutz unentbehrlich ist. 

Im Spannungs- oder Verteidigungsfall sowie bei angeordneten unbefristeten 

Reservedienstleistungen kann eine Reservistin oder ein Reservist im öffentlichen Interesse 

unabkömmlich gestellt werden, wenn die Person für ihre ausgeübte Tätigkeit nicht entbehrt 

werden kann. Die Entscheidung trifft die Wehrersatzbehörde auf Vorschlag der zuständigen 

Verwaltungsbehörde. 

5. Heranziehungsverfahren 

Die Wehrersatzbehörden sind für die Heranziehung zuständig. Vor einer Heranziehung soll 

die Verfügbarkeit festgestellt und der Arbeitgeber oder die Dienstbehörde angehört werden. 

Für die Stellungnahme ist eine Frist von zwei Wochen vorgesehen. 

Der Heranziehungsbescheid bestimmt Ort und Zeitpunkt des Diensteintritts sowie bei 

befristeten Dienstleistungen deren Dauer. Er soll grundsätzlich acht Wochen vor 

Dienstbeginn zugestellt werden. 

Eine Heranziehung ohne Einhaltung einer Frist ist insbesondere möglich: 

• im Spannungs- oder Verteidigungsfall,  

• bei angeordneten unbefristeten Reservedienstleistungen,  

• bei kurzen Alarmübungen,  

• bei einer dringend gebotenen Erhöhung der personellen Einsatzbereitschaft,  



• bei Hilfeleistungen im Innern oder  

• mit Zustimmung der betroffenen Person und ihres Arbeitgebers beziehungsweise 

ihrer Dienstbehörde.  

Heranziehungsbescheide können außerdem aufschiebend bedingt erlassen werden. Der 

Dienstantritt wird dann insbesondere von der Feststellung des Spannungs- oder 

Verteidigungsfalls, der Anordnung unbefristeter Reservedienstleistungen oder einer 

entsprechenden Anordnung des Bundesministeriums der Verteidigung abhängig gemacht. 

6. Dienstleistungsüberwachung und Datenverarbeitung 

Personen, die zu Dienstleistungen herangezogen werden können, unterliegen grundsätzlich 

der Dienstleistungsüberwachung. Ausgenommen sind insbesondere dauerhaft 

Dienstunfähige, dauerhaft ausgeschlossene oder befreite Personen sowie anerkannte 

Kriegsdienstverweigerinnen und Kriegsdienstverweigerer. 

Zu den Pflichten während der Überwachung gehören insbesondere: 

• die Meldung von Wohnungsänderungen,  

• die Sicherstellung der Erreichbarkeit,  

• das persönliche Erscheinen auf Aufforderung,  

• die Aufbewahrung und Pflege überlassener Bekleidungs- und 

Ausrüstungsgegenstände,  

• die Mitteilung relevanter gesundheitlicher Veränderungen und beruflicher 

Qualifikationen sowie  

• die Teilnahme an angeordneten Verfassungstreue- und Sicherheitsüberprüfungen.  

Die Wehrersatzbehörden dürfen Meldedaten automatisiert abrufen. Beim Bundesamt für das 

Personalmanagement der Bundeswehr wird ein Register mit den für die 

Dienstleistungsüberwachung erforderlichen Personen-, Anschriften- und Meldedaten geführt. 

Ist der Aufenthaltsort nicht feststellbar, kann ein Aufenthaltsfeststellungsverfahren unter 

Beteiligung des Bundesverwaltungsamts, der Wehrersatzbehörden, des Auswärtigen Amts 

und der für die Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs zuständigen Behörden 

durchgeführt werden. 

Das Gesetz benennt Einschränkungen der Grundrechte auf körperliche Unversehrtheit, 

Freiheit der Person und Freizügigkeit. 

7. Rechtsschutz 

Die Widerspruchsfrist gegen Verwaltungsakte der Wehrersatzbehörden beträgt grundsätzlich 

zwei Wochen. 

Widersprüche und Anfechtungsklagen gegen Heranziehungsbescheide, gegen deren 

Aufhebung sowie gegen bestimmte Bescheide über die Dienstfähigkeit haben keine 

aufschiebende Wirkung. Das Gericht kann die aufschiebende Wirkung auf Antrag anordnen. 

Berufungen gegen Urteile und Beschwerden gegen andere Entscheidungen des 

Verwaltungsgerichts werden grundsätzlich ausgeschlossen; bestimmte gesetzlich 

bezeichnete Beschwerden bleiben zulässig. 



8. Reservewehrdienstverhältnis 

Für die ehrenamtliche Wahrnehmung einer Funktion in der Reserveorganisation der 

Bundeswehr wird das Reservewehrdienstverhältnis geregelt. Es kann aufgrund freiwilliger 

Verpflichtung grundsätzlich bis zum Ablauf des Monats begründet werden, in dem die 

betreffende Person 65 Jahre alt wird. 

Für erforderliche Sachmittel und Dienstkleidung ist eine unentgeltliche Bereitstellung 

möglich. Soweit Haushaltsmittel vorhanden sind, können eine Entschädigung von bis zu 160 

Euro je Kalendermonat und pauschale Aufwandsentschädigungen gewährt werden. 

Soll die Person über das Ehrenamt hinausgehende oder andersartige militärische Aufgaben 

wahrnehmen, kann sie für eine Reservedienstleistung aktiviert werden. Während der 

Aktivierung gelten die Vorschriften für Reservedienstleistende. 

9. Arbeitsplatzschutz und Unterhaltssicherung 

Im Arbeitsplatzschutzgesetz werden die Leistungen an Arbeitgeber erweitert. Für den 15. bis 

30. Wehrübungstag eines Kalenderjahres kann das ausgezahlte, um gesetzliche Abzüge 

verminderte Arbeitsentgelt erstattet werden. 

Private Arbeitgeber können für die Beschäftigung einer fachlich gleichwertigen Ersatzkraft 

eine Erstattung erhalten. Der Anspruch besteht für höchstens 30 Tage und bemisst sich nach 

der Mindestleistung des Unterhaltssicherungsgesetzes. 

Private Arbeitgeber mit höchstens 249 Beschäftigten erhalten auf Antrag pauschal 500 Euro 

für Beschäftigte, deren Wehrübung mindestens 30 Tage dauert. Der Betrag wird je 

Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer höchstens einmal im Kalenderjahr gewährt. 

Im Unterhaltssicherungsgesetz werden insbesondere der Ersatz des Verdienstausfalls und 

die Leistungen an Reservistendienst Leistende angepasst. Vorgesehen sind unter anderem: 

• ein Fahrtkostenzuschlag von 20 Cent je mit einem privaten Kraftfahrzeug 

zurückgelegtem Kilometer, höchstens 29 Euro je Diensttag, wenn die Wohnung nicht 

weniger als 30 Kilometer von der Dienststätte entfernt liegt;  

• eine wöchentliche Reisebeihilfe bei einem Reservistendienst von mehr als zwölf 

Tagen;  

• eine nach dem Dienstort differenzierte Bemessung des Auslandszuschlags;  

• Anpassungen einzelner Leistungs- und Höchstbeträge.  

Daneben enthält das Artikelgesetz Änderungen des Wehrsold-, Soldatenversorgungs-, 

Soldatenentschädigungs- und Sozialversicherungsrechts sowie redaktionelle 

Folgeänderungen. Im Soldatenentschädigungsgesetz werden insbesondere 

Pflegeausgleichs- und Ausgleichszahlungen für Witwen und Witwer angepasst.  

III. Praktische Auswirkungen 

Für den Bund werden für 2026 Mehrausgaben von rund 0,3 Millionen Euro ausgewiesen. Ab 

2027 werden im Einzelplan 14 jährlich rund 43,1 Millionen Euro erwartet. Die Mehrausgaben 

sollen innerhalb des Einzelplans 14 gegenfinanziert werden. 

Für Bürgerinnen und Bürger beziehungsweise Reservistinnen und Reservisten soll kein 

neuer struktureller Erfüllungsaufwand entstehen. Der jährliche Erfüllungsaufwand der 



Wirtschaft soll sich geringfügig reduzieren; neue Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

werden nicht ausgewiesen. 

Für die Bundesverwaltung nennt der Entwurf insbesondere: 

• 121.200 Euro jährlichen Aufwand für Arbeitgeberanhörungen,  

• 24.700 Euro jährlichen Aufwand sowie einen geringfügigen einmaligen Aufwand für 

die Bearbeitung von Förderanträgen,  

• 3.700 Euro jährlichen Aufwand für weitere Antragsbearbeitung,  

• einen geringfügigen einmaligen Aufwand für eine Softwareanpassung und  

• weiteren einmaligen Erfüllungsaufwand von 7.500 Euro.  

Sonstige Kosten für die Wirtschaft und Kosten für die sozialen Sicherungssysteme werden 

nicht erwartet. Nennenswerte Auswirkungen auf das Preisniveau werden ebenfalls nicht 

erwartet. Die Änderungen bei den Hinterbliebenenleistungen sollen deren verfügbares 

Einkommen erhöhen. 

IV. Inkrafttreten und Übergangsregelungen 

Das Gesetz soll grundsätzlich am ersten Tag des auf die Verkündung folgenden 

Kalendermonats in Kraft treten. Zu diesem Zeitpunkt treten das bisherige Reservistengesetz 

und die Verordnung zum Dritten Abschnitt des Arbeitsplatzschutzgesetzes außer Kraft. 

Abweichend davon treten einzelne Änderungen rückwirkend in Kraft: 

• Artikel 10 mit Wirkung vom 1. Januar 2025,  

• Artikel 11 mit Wirkung vom 1. Juli 2025,  

• Artikel 8 Nummer 4 und Artikel 9 Nummer 16 mit Wirkung vom 1. Januar 2026,  

• Artikel 12 mit Wirkung vom 1. Juli 2026.  

Personen, die bis zum 30. Juni 2011 ausschließlich Grundwehrdienst geleistet haben, 

werden von den neuen verpflichtenden Dienstleistungspflichten ausgenommen. Sie können 

nur aufgrund freiwilliger Verpflichtung herangezogen werden. 

Reservistinnen und Reservisten, die sich bereits vor Inkrafttreten des Gesetzes zu einem 

Freiwilligen Wehrdienst als besonderem staatsbürgerlichem Engagement verpflichtet haben, 

werden ebenfalls nicht verpflichtend zu Reservedienstleistungen herangezogen. 

 


